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Das Streikverbot bei der Bahn

5/07

 Seit Wo-
chen streitet 
die Lokführer-
gewerkschaft 
GDL um ei-
nen eigenen 
Tarifvertrag. 

Angekündigten Streiks legt 
die Bahn Steine in Form 
von einstweiligen Verfü-
gungen in den Weg. Dürfen 
Gerichte wirklich darüber 
entscheiden, ob die GDL sich 
einen Tarifvertrag erstrei-
ken darf?

Art. 9 Abs. 3 GG garantiert den 
Streik als Mittel des Arbeits-
kampfes. Ohne das Druck-
mittel des Streiks könnte die 
Freiheit der Tarifpartner nicht 
wirksam werden. Grundsätz-
lich wird ein Streik als recht-
mäßig angesehen, wenn 

er von einer Gewerkschaft 
gegen einen Sozialpartner 
mit dem Ziel geführt wird, 
eine kollektive Regelung von 
Arbeitsbedingungen zu er-
reichen. Er darf dabei nicht 
gegen Grundregeln des kol-
lektiven Arbeitsrechts (bspw. 
Friedenspflichten) verstoßen, 
das Prinzip der fairen Kampf-
führung verletzen (keine Ge-
waltandrohung) und muss 
das letztmögliche Mittel nach 
Ausschöpfung aller friedlichen 
Einigungsmöglichkeiten sein. 
Ein Gebot der Verhältnismä-
ßigkeit von Streiks lässt sich 
dem nicht entnehmen. Doch 
woher kommen die verschie-
denen Streikverbote, welche 
die Bahn zwischenzeitlich er-
wirkte?

Das Arbeitsgericht Mainz hat-
te der GDL per 10. Juli 2007 
zunächst untersagt, bundes-
weite Warnstreiks durchzu-
führen. Diese Untersagung 
beruhte auf Fehlern der GDL. 
Die ausgerufenen Streikziele 
der GDL verletzten Friedens-
pflichten aus Tarifverträgen, 
die teilweise noch ungekündigt 
fortbestehen. 

Das Arbeitsgericht Nürnberg 
hat per 8. August 2007 Streiks 
bis zum 30. September 2007 
verboten. Zur Begründung hat 
es ausgeführt, dass die Folgen 
der Zulassung eines mög-
licherweise rechtswidrigen 
Streiks wegen der immensen 
wirtschaftlichen Schäden der 
gesamten Volkswirtschaft ge-
genüber den geringen Folgen 
eines vorläufigen Streikver-
bots für die GDL ein vorläu-
figes Streikverbot rechtfer-
tigen würde. Dem Laien 

erscheint diese Verhältnis-
mäßigkeitskontrolle salomo-
nisch. Der Grundfehler dieser 
Argumentation liegt jedoch 
darin, dass das Streikrecht im 
Grundgesetz garantiert ist, 
ein Streik also keiner gericht-
lichen „Zulassung“ bedarf. 
Gerichte können einen Streik 
deshalb nur dann verbieten, 
wenn er tatsächlich rechts-
widrig ist, bloße Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit reichen 
nicht aus. Aber ist der Streik 
der GDL rechtmäßig?

Das hängt davon ab, ob die 
Forderung der GDL eine an-
wendbare kollektive Regelung 
darstellt. Im Mittelpunkt der 
juristischen Debatte über die 
Zulässigkeit/Rechtmäßigkeit 
dieses Streiks steht daher der 
sog. Grundsatz der Tarifein-
heit. In jedem Betrieb soll 
hiernach nur ein Tarifvertrag 
Anwendung finden („ein Be-
trieb, ein Tarifvertrag“). Bei 
der Deutschen Bahn AG be-
steht der Tarifvertrag mit ei-
ner Tarifgemeinschaft. Der 
Abschluss eines weiteren 
Tarifvertrages würde dazu 
führen, dass für verschiedene 
Arbeitsverhältnisse desselben 
Betriebs mehrere Tarifverträge 
einschlägig wären. Wenn man 
die Anwendung verschiedener 
Tarifverträge nebeneinander 
für zulässig erachtet, dann 
würde sich die GDL eine an-
wendbare kollektive Rege-
lung erstreiten wollen. Eine 
Unrechtmäßigkeit des Streiks 
wäre dann nicht ersichtlich. 
Nach dem bislang geltenden 
Grundsatz der Tarifeinheit 
dürfte aber nur ein einziger 
Tarifvertrag im selben Betrieb 
gelten, nämlich der Sachnä-

here. Dies wäre vorliegend der 
Tarifvertrag der Tarifgemein-
schaft. Dann fordert die GDL 
aber einen Tarifvertrag, der 
von vornherein keine Anwen-
dung finden kann. Dies wür-
de zur Unrechtmäßigkeit des 
Streiks führen. 

Das Arbeitsgericht Düssel-
dorf hat per 1. August 2007 
ausgeführt, ein Lokführer-
Tarifvertrag würde ohnehin 
von vorrangigen tariflichen 
Regelungen verdrängt und 
hätte keine Chance auf An-
wendung. Genauso sieht es 
das Arbeitsgericht Chemnitz 
in einem Beschluss vom 6. 
August 2007. 

Letztendlich wird die Zulässig-
keit des GDL-Streiks also nur 
dann bejaht werden können, 
wenn man Ausnahmen vom 
Grundsatz der Tarifeinheit 
als zulässig erachtet. Es bleibt 
abzuwarten, ob das BAG sei-
ne bisherige Rechtsprechung 
zur Tarifeinheit ändert. In den 
Fällen, in denen Arbeitgeber 
durch vertragliche Vereinba-
rung das Nebeneinander meh-
rerer Tarifverträge begründen, 
müsste dieser Grundsatz aus-
gehebelt werden. Andernfalls 
würde die Tarifautonomie von 
Spartengesellschaften voll-
kommen leer laufen. Neben 
dem persönlichen Mächte-
spiel zwischen Herrn Schell 
und Herrn Mehdorn deutet 
sich also eine juristische Ent-
scheidung an, welche die 
Existenzgrundlage von Spar-
tengewerkschaften dauerhaft 
beeinflussen wird.

n Dr. Martin Römermann
Rechtsanwalt
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Arbeitnehmereigenschaft von 1-Euro-
Jobbern & Mitbestimmung des Betriebsrats
 Das BAG hat sich in zwei 
Entscheidungen mit Fragen 
rund um die sog. 1-Euro-
Jobber auseinandergesetzt.

Der 5. Senat hatte in seinem 
Urteil vom 26.09.2007 (5 AZR 
857/06) darüber zu entschei-
den, ob eine sog. 1-Euro-
Jobberin als Arbeitnehmerin 
anzusehen ist und ihr daher 
die übliche Bruttovergütung 
einer vergleichbaren Arbeit-
nehmerin zusteht. Wie schon 
die Vorinstanzen hat auch das 
BAG die Arbeitnehmereigen-
schaft der 1-Euro-Jobberin 
abgelehnt und bestätigt, dass 
zwischen den Parteien kein 
Arbeitsverhältnis begründet 
worden ist. 

Der Senat hat ausgeführt, dass 
das Rechtsverhältnis zwischen 
der Hilfebedürftigen und der 
Leistungserbringerin auf der 
Basis von § 16 Abs. 3 S. 2  
SGB II kein Arbeitsverhältnis 
darstelle, sondern öffentlich-
rechtlicher Natur sei. Auch die 
Annahme eines konkludenten 
Vertragsabschlusses mit der 
beklagten Verbandsgemeinde, 
bei der die Klägerin zur Unter-
stützung einer Raumpflegerin 
eingesetzt war, komme nicht 
in Betracht. Die 1-Euro-Job-
berin sei nicht als reguläre 
Arbeitskraft, sondern im Rah-
men der gesetzlichen Voraus-
setzungen des § 16 Abs. 3 S. 2 
SGB II beschäftigt worden.
Der 1. Senat des BAG hatte 
sich mit der Frage zu befas-

sen, ob die Einstellung von 
1-Euro-Jobbern der Mitbe-
stimmung des Betriebsrats 
unterliegt. Nachdem schon 
das BVerwG ein Mitbestim-
mungsrecht des Personalrats 
bereits bejaht hatte, hat sich 
das BAG mit seinem Beschluss 
vom 02.10.2007 (1 ABR 60/06) 
dieser Meinung angeschlos-
sen. Das BAG hat ausgeführt, 

dass die Beschäftigung von 
1-Euro-Jobbern wegen der 
Eingliederung in den Betrieb 
und der Ausübung von wei-
sungsgebundenen Tätigkeiten 
eine mitbestimmungspflich-
tige Einstellung i.S.v. § 99  
Abs. 1 S. 1 BetrVG darstelle. 

n Daniel Hartmann
Rechtsanwalt

Beratungstipp
Sofern Arbeitgeber er-
werbsfähige Hilfebedürf-
tige aufgrund einer nach 
§ 16 Abs. 3 S. 1 SGB II 
geschaffenen Arbeitsgele-
genheit einsetzen, laufen 
sie grundsätzlich keine 

Gefahr, dass hierdurch ein 
Arbeitsverhältnis begrün-
det wird. Der Arbeitgeber 
sollte jedoch immer das 
Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats nach § 99 Be-
trVG berücksichtigen. 

Befristung eines Arbeitsverhältnisses 
im Anschluss an eine Ausbildung
 In seinem Urteil vom 
10.10.2007 (7 AZR 795/06) 
beschäftigte sich das BAG 
mit der Wirksamkeit einer 
Befristung im Anschluss an 
eine Ausbildung nach § 14 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 TzBfG.

Die Parteien hatten im An-
schluss an die Ausbildung der 
Klägerin einen befristeten Ar-
beitsvertrag geschlossen und 
diesen ausdrücklich mit dem 
Sachgrund des § 14 Abs. 1  
S. 2 Nr. 2 TzBfG (Befristung im 
Anschluss an eine Ausbildung) 
begründet. Anschließend ha-
ben sie diesen befristeten 
Arbeitsvertrag zwei Mal ver-
längert und auch die Verlän-
gerungen jeweils auf diesen 
Sachgrund gestützt.

Das BAG hat – anders als die 
Vorinstanzen – die Unwirk-
samkeit der letzten Befristung 
festgestellt und der Klägerin 
Recht gegeben. Nach § 14 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 TzBfG liegt 
ein sachlicher Grund vor, 
wenn die Befristung im An-
schluss an eine Ausbildung 
oder ein Studium erfolgt, um 
den Übergang des Arbeit-
nehmers in eine Anschluss-
beschäftigung zu erleichtern. 
Nach Auffassung des Senats 
ermöglicht dieser Sachgrund 
jedoch nur den einmaligen 
Abschluss eines befristeten 
Arbeitsvertrages nach dem 
Ende des Ausbildung. Weitere 
befristete Arbeitsverträge 
– hier die beiden Verlänge-
rungen - könnten nicht auf 

diesen gesetzlich normierten 
Sachgrund gestützt werden, 
so dass die letzte Befristung 
mangels eines sie rechtferti-

genden Sachgrundes unwirk-
sam war.
n Daniel Hartmann
Rechtsanwalt

Beratungstipp
Arbeitgeber müssen, 
wenn sie eine Befristung 
auf den Sachgrund des  
§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 
TzBfG stützen wollen, 
von Anfang an berück-
sichtigen, dass eine Ver-
längerung der Befristung 
unter erneuter Heranzie-
hung dieses Sachgrundes 
nicht möglich ist. In der 
ersten Befristung muss 
die angestrebte Höchst-
dauer vereinbart werden. 
Hier sollten Arbeitgeber 
die Möglichkeit der sach-

grundlosen Befristung 
nach § 14 Abs. 2 TzBfG 
beachten, die eine höchs-
tens dreimalige Verlän-
gerung bis zur Dauer von 
zwei Jahren vorsieht. Da 
zumindest ein früheres 
Berufsausbildungsverhält-
nis kein Arbeitsverhältnis 
im Sinne des § 14 Abs. 2  
S. 2 TzBfG darstellt, ist 
eine sachgrundlose Be-
fristung mit der Verlän-
gerungsmöglichkeit bis 
zur Dauer von zwei Jahren 
unproblematisch möglich.
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Arbeitsrechtliche Ungleichbehandlung 
– ein Risiko!
 In zwei aktuellen Ent-
scheidungen hat das BAG 
herausgestellt, dass eine 
Ungleichbehandlung von 
Arbeitnehmern durchaus Ri-
siken in sich trägt, wenn sie 
entweder nicht durch sach-
liche Gründe gerechtfertigt 
ist oder eine Maßregelung 
darstellt.

Dem Urteil vom 18.09.2007  
(3 AZR 639/06) lag der Fall zu-
grunde, dass die Arbeitgeberin 
eine Gesamtbetriebsvereinba-
rung abgeschlossen hatte, die 
eine flexible Arbeitszeitrege-
lung in allen ihren Einrich-
tungshäusern vorsah. Diese 
sollte mit den örtlichen Be-
triebsräten umgesetzt werden. 
In den Einrichtungshäusern, 
in denen die Gesamtbetriebs-
vereinbarung umgesetzt wer-
de, sollte die Geschäftsleitung 
eine Gesamtzusage erteilen, 
durch die die Prämien zur be-
trieblichen Altersversorgung 
für die einzelnen Arbeitneh-
mer erhöht würden. 

In einem Kölner Einrichtungs-
haus der Arbeitgeberin kam 
es in der Folgezeit zu einer 
abweichenden Arbeitszeit-
regelung durch Spruch einer 
Einigungsstelle. Dieser Spruch 
verlangte den Arbeitnehmern 
in Köln ein geringeres Maß an 
Flexibilität ab, als dies in der 
Gesamtbetriebsvereinbarung 
geregelt war. 

Der Kläger verlangte von der 
Arbeitgeberin die Zahlung 
der erhöhten Prämien für 
die betriebliche Altersversor-
gung. Mit seiner Klage hat-
te er keinen Erfolg. Das BAG 
hat festgehalten, dass der 
arbeitsrechtliche Gleichbe-
handlungsgrundsatz es dem 
Arbeitgeber nicht verbiete, 
den Arbeitnehmern Sonder-
leistungen zu gewähren, die in 
Betrieben beschäftigt werden, 

in denen die flexiblere Ar-
beitszeitgestaltung umgesetzt 
werde. Die von den Arbeitneh-
mern erwartete höhere Flexi-
bilität sei ein sachlicher Grund 
für eine Differenzierung. Ein 
Anspruch auf Zahlung einer 
höheren Prämie könne sich 
aber auch für Arbeitnehmer 
ergeben, die an einer flexib-
leren Arbeitszeitgestaltung 
nicht teilnehmen können, 
wenn der Ausschluss der 
Leistung eine Maßregelung 
darstelle. Eine Maßregelung 
sei z.B. dann gegeben, wenn 
die Arbeitszeitbestimmungen 
nicht umgesetzt werden, weil 
diese gegen tarifvertragliche 
Regelungen verstoßen wür-
den. 

In solchen Fällen muss der 
Arbeitgeber aufgrund des 
arbeitsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgrundsatzes auch 
solchen Arbeitnehmern die 
Sonderleistung gewähren, die 
an der flexibleren Arbeitszeit-
gestaltung nicht teilnehmen. 
Im entschiedenen Fall sah das 
BAG für eine Maßregelung 
keine Anhaltspunkte und wies 
daher die Klage ab. 

Dem Urteil vom 26.09.2007 
(10 AZR 568/06) lag folgender 
Fall zugrunde: In einem  
Automobilzulieferungsbetrieb 
hatten etwa 400 Arbeitneh-
mer der Verlängerung ihrer 
Arbeitszeit ohne Entgeltan-
passung zugestimmt, um ei-
nen Beitrag zur Sanierung 
des Unternehmens zu leisten. 
Etwa 50 Arbeitnehmer hatten 
die Zustimmung verweigert. 
Nach dem Wegfall einer Be-
triebsvereinbarung über zu-
sätzliche Leistungen bot der 
Arbeitgeber den Mitarbeitern, 
die zugestimmt hatten, eine 
Ergänzung zum Arbeitsver-
trag an. Diese sah ein Weih-
nachtsgeld für das Jahr 2003 
und – unter Widerrufsvorbe-

halt – auch für die Folgejahre 
vor. Mehrere Arbeitnehmer, 
die ein solches Angebot nicht 
erhalten hatten, verklagten 
den Arbeitgeber auf Zahlung 
des Weihnachtsgeldes. 

Die Klagen hatten in allen drei 
Instanzen Erfolg. Das BAG ver-
trat die Auffassung, dass ein 
Arbeitgeber, der zusätzliche 
Leistungen gewähre, an den 
arbeitsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgrundsatz gebun-
den sei. Sofern er eine Gruppe 
von Arbeitnehmern von einer 
solchen Leistung ausnehme, 
müsse dies durch sachliche 
Kriterien gerechtfertigt sein. 
Insoweit sei zunächst zu prü-
fen, welche Zwecke mit der 

Leistung verfolgt würden. 
Wolle der Arbeitgeber durch 
eine freiwillige Sonderzah-
lung ein unterschiedliches 
Lohnniveau ausgleichen, kön-
ne dies sachlich gerechtfertigt 
sein. Im vorliegenden Fall hat 
das BAG den Kompensations-
zweck der Leistung aufgrund 
der in der arbeitsvertraglichen 
Zusage enthaltenen Voraus-
setzungen verneint und daher 
den Gleichbehandlungsgrund-
satz als verletzt angesehen. 
Der Arbeitgeber musste also 
auch den klagenden Arbeit-
nehmern Weihnachtsgeld 
zahlen.

n Carolin Mirwald 
Fachanwältin für Arbeitsrecht

Arbeitsrechtliche Praktiker

SEMINARE GmbH

Seminare 2007/2008
• Mitbestimmung in sozialen 

und personellen Angelegen-
heiten

• Die einseitige Änderung
von Arbeitsbedingungen

• Aufhebungsvertrag und 
professionelles Trennungs-
management

• Die Restrukturierung von 
Unternehmen aus arbeits-
rechtlicher Sicht
1. Tag: Betriebsübergang 

nach § 613a BGB
2. Tag: Interessenausgleich,

Sozialplan und Trans-
fergesellschaft

• Abmahnung, verhaltens- 
sowie personenbedingte 
Kündigung („Low-Performer“)

in Kooperation mit den Rechtsanwälten der Ulrich Weber & Partner GbR

Anmeldung &
weitere Infos: www.aps-seminare.de
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Wie schützt man Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse?

 Jedes Un-
t e r n e h m e n 
hat ein beson-
deres Interes-
se daran, sein 
K n o w - H o w 
gegen unbe-
fugte Nut-

zung durch Wettbewerber 
zu schützen. Während mit 
Hilfe von Patentrechten, Ge-
brauchsmustern, Marken- 
und Urheberrechten ein guter 
Schutz gegen Angriffe von 
Wettbewerbern erreicht wer-
den kann, besteht die Gefahr, 
dass die eigenen Mitarbeiter 
Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse (nachfolgend: 
Geheimnisse) an unbefugte 
Dritte weitergeben. 
Betriebsgeheimnisse sind Tat-
sachen, die im Zusammenhang 
mit dem technischen Betrieb 
des Unternehmens, Geschäfts-
geheimnisse solche, die im 
Zusammenhang mit der wirt-
schaftlichen Betätigung des 
Unternehmens stehen und die 
nicht offenkundig, sondern nur 
einem begrenzten Personenkreis 
bekannt sind sowie nach dem 
bekundeten, auf wirtschaft-
lichen Interessen beruhenden 
Willen des Betriebsinhabers ge-
heim gehalten werden sollen.
Während des laufenden Ar-
beitsverhältnisses unterliegt der 
Mitarbeiter der Verpflichtung 
zur Geheimhaltung solcher Ge-
heimnisse. Dies ergibt sich eben-
so wie das Verbot einer Konkur-
renztätigkeit unmittelbar aus 
dem Arbeitsvertrag, ohne dass 
es auf eine ausdrückliche Re-
gelung ankommt. Der Arbeit-
nehmer ist verpflichtet, auf die 
geschäftlichen Interessen seines 

Arbeitgebers Rücksicht zu neh-
men und darf daher Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse nicht 
an Dritte weitergeben oder 
für die eigene Konkurrenztä-
tigkeit nutzen. Eine Klausel im 
Arbeitsvertrag, nach der sämt-
liche während der beruflichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen 
Geschäftsvorgänge geheim zu 
halten sind, wäre allerdings 
unwirksam, da sie eine unan-
gemessene Benachteiligung des 
Arbeitnehmers darstellt. Eine 
Verschwiegenheitsvereinba-
rung ist nur insoweit zulässig, 
als die Geheimhaltung durch 
berechtigte betriebliche Inter-
essen des Arbeitgebers gedeckt 
ist. Will der Arbeitgeber die 
Verschwiegenheitspflichten des 
Arbeitnehmers auf Sachverhalte 
ausdehnen, die nicht schon un-
ter die Definition der Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse 
fallen, ist zu empfehlen, die 
geheim zu haltenden Tatsachen 
konkret zu benennen, um eine 
Unwirksamkeit der Klausel zu 
vermeiden.
Auch nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses hat der Ar-
beitgeber ein Interesse daran, 
dass Geheimnisse weiterhin als 
solche behandelt werden. Aus 
der nachwirkenden Treuepflicht 
ergibt sich eine Fortwirkung der 
Verschwiegenheitspflicht. Dies 
genügt aber für einen effektiven 
Geheimnisschutz nicht. Die 
Rechtssprechung zum Umfang 
der nachwirkenden Treuepflicht 
ist divergierend. Während das 
BAG davon ausgeht, dass ein 
ausgeschiedener Arbeitnehmer 
insoweit zu Verschwiegenheit 
verpflichtet ist, als es ihn nicht 
in seiner Berufsausübung unzu-

mutbar einschränkt, sieht der 
BGH dies weniger streng. Nach 
seiner Rechtssprechung ist der 
Arbeitnehmer nach seinem Aus-
scheiden in der Weitergabe und 
Verwertung redlich erlangter 
Kenntnissen grundsätzlich frei. 
Nur in besonderen Einzelfällen 
liegt eine wettbewerbswidrige 
Handlung vor. Es empfiehlt sich 
daher eine ausdrückliche ar-
beitsvertragliche Vereinbarung 
für den Geheimnisschutz nach 
Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses. Auch hierbei ist Vorsicht 
geboten. Die Verschwiegen-
heitsvereinbarung darf nicht so 
weit gehen, dass sie faktisch ein 
entschädigungsloses Wettbe-
werbsverbot darstellt. 
Effektiven Schutz vor Konkur-
renztätigkeit bietet die Verein-
barung eines nachvertraglichen 
Wettbewerbsverbots. Hierbei 
sind die Grenzen der §§ 74 ff 
HGB streng zu beachten. Ein 
nachvertragliches Wettbe-
werbsverbot ist nur wirksam, 
wenn es den berechtigten ge-
schäftlichen Interessen des Ar-
beitgebers dient, das Fortkom-
men des Arbeitnehmers nicht 
unbillig erschwert, nicht für 
eine längere Zeit als zwei Jahre 
vereinbart ist und zugleich eine 
unbedingte Verpflichtung des 
Arbeitgebers zu Zahlung einer 
Karenzentschädigung enthält, 
die mindestens die Hälfte des 
zuletzt bezogenen Entgelts be-
tragen muss.
Ein gesetzlicher Schutz des 
Arbeitgebers gegen den Ge-
heimnisverrat ergibt sich aus  
§ 17 Abs. 1 UWG, der den Verrat 
von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen unter Strafe stellt. 
Der Arbeitgeber kann neben 

der Erstattung einer Strafan-
zeige im Wege eines einstwei-
ligen Rechtsschutzverfahrens 
eine Unterlassungsverfügung 
gegen den Arbeitnehmer er-
wirken. Darüber hinaus kann er 
Ansprüche auf Schadenersatz 
geltend machen.
Nach § 17 Abs. 2 Nr.1 UWG 
wird bestraft, wer sich ein Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheim-
nis unbefugt verschafft oder 
gesichert hat. Die Vorschrift ist 
einschlägig, wenn der Arbeit-
nehmer geheime Dokumente 
des Arbeitgebers kopiert, foto-
grafiert, abfilmt oder elektro-
nische Dokumente auf Daten-
speicher überträgt. Bereits der 
bloße Versuch stellt eine Straf-
tat dar.

n Carolin Mirwald
Fachanwältin für Arbeitsrecht
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Checkliste
• Klausel im Arbeitsver-

trag zum Schutz vor 
Geheimnisverrat darf 
nicht zu weit gefasst 
sein, die Geheimhaltung 
muss durch berechtigte 
betriebliche Interessen 
gedeckt sein

• Für die Zeit nach Be-
endigung des Arbeits-
verhältnisses empfiehlt 
sich ein nachvertrag-
liches Wettbewerbs-
verbot gemäß §§ 74 ff. 
HBG

• Geheimnisverrat steht
nach § 17 UWG unter 
Strafe und begrün-
det Schadensersatzan-
sprüche gemäß § 823  
Abs. 2 BGB
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